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Moderator: 
…an die Kündigung schickte. Die Gewerkschaft sagt dazu: „Hier geht es nicht 
um das angebliche Fehlverhalten des Koches, sondern darum, dass das 
städtische Seniorenheim durch den Einsatz von Billigkräften sich sanieren 
möchte. Der Koch sei dem Altenheim wohl zu teuer gewesen. Heute war Termin 
vor dem Arbeitsgericht in Herne. 
 
Peter Lautsch: 
Der Koch und Betriebsrat Frank Kruczynski klagt auf Wiedereinstellung. Sein 
Arbeitgeber, das städtische Seniorenzentrum in Recklinghausen hat ihm 
gekündigt. Er soll den Betriebsratsvorsitzenden mit Gratisfrühstück versorgt 
haben. 
 
Frank Kruczynski, Koch und Betriebsrat: 
Wir haben genau so gehandelt, wie es hausüblich war und den besonderen Fall 
mit dem Betriebsrat haben wir so gehandelt, wie es mit der Hausleitung 
abgesprochen war. 
 
Rolf Kohn, BR-Vorsitzender Seniorenheim Grullbad: 
Ich habe mein Frühstück immer über die Gehaltsabrechnung bezahlt. Die 
anderen Kollegen auch. Ein anderer Teil des Betriebsrates hat auch bar bezahlt. 
 
Peter Lautsch: 
Alles vorgeschoben sagt die Gewerkschaft. Der eigentliche Grund für die 
Kündigung: Koch und Betriebsrat Kruczynski sei ein unbequemer Mitarbeiter. 
Er habe den Einsatz von Billigjobbern im Altenheim kritisiert. Jeder vierte 
Beschäftigte ist hier eine 1-Euro-Kraft. 
 
Thorsten Waschulewski, ver.di-Recklinghausen: 
Die Betriebsräte haben deutlich gemacht, dass es dort im Seniorenzentrum in 
Grullbad Beschäftigungen gibt, die eigentlich durch reguläre Arbeitskräfte 
erledigt werden müssen. Die werden jetzt aber durch 1-Euro-Kräfte erledigt. 
Dadurch spart man eine Menge Geld, erledigt die Arbeit aber trotzdem. 
 
Peter Lautsch: 
Eigentlich sollen die 1-Euro-Kräfte das fest angestellte Personal nur etwas 
unterstützen und den Senioren das Leben im Alltag etwas erleichtern durch 
Begleitung bei Spaziergängen oder Hilfe beim Einkauf. Die Stadt hat hier (im 
Seniorenzentrum Grullbad der Stadt Recklinghausen – d. Verf.) Drehverbot 
erteilt, aber zu Hause und anonym schildern uns 1-Euro-Kräfte ihren Einsatz im 



Seniorenzentrum. 
 
1-Euro-Kraft (männliche Stimme nachgesprochen): 
Meine Haupttätigkeit war dort die Stationsküche, also Butterbrote schmieren für 
die alten Leute, Essensausgabe, Abendbrot, je nach Schichtdienst den man hatte. 
Anschließend war auch eventuell Mithelfen in der Pflege beim Lagern, 
Toilettengänge bei alten Leuten mithelfen und wenn die Pampers voll waren, 
dann haben wir gelegentlich auch die Pampers gewechselt. 
 
1-Euro-Kraft (weibliche Stimme nachgesprochen): 
Den Leuten zu helfen vom Zimmer zum Tisch zu gehen, sie an den Tisch zu 
bringen, mit oder ohne Rollstuhl den Stuhl zu schieben, manchmal auch heben, 
ja selbst Tabletten verteilen. 
 
1-Euro-Kraft (männliche Stimme nachgesprochen): 
Ohne uns, sag’ ich, hätten die das nicht geschafft. Man hat Mangel an Personal. 
Dann hätte das nicht geklappt, wenn die 1-Euro-Jobber nicht da gewesen wären. 
 
Peter Lautsch: 
Die Stadt als Träger des Altenheimes verteidigt den massiven Einsatz der 1-
Euro-Jobber. 
 
Georg Möllers, Sozialdezernent Stadt Recklinghausen: 
Der Sozialausschuss hat die Verwaltung ausdrücklich beauftragt, so viel 1-Euro-
Arbeitsgelegenheiten als Stadt zu schaffen, wie wir es können, weil in dieser 
Region Langzeitarbeitslosen nichts anderes zu bieten ist, als eine solche Chance. 
 
Peter Lautsch: 
Die Bundesagentur in Nürnberg prüft jetzt, ob sich das städtische 
Seniorenzentrum durch den Einsatz der Billigarbeitskräfte unrechtmäßig 
bereichert. Koch und Betriebsrat Frank Kruczynski bekam heute vor dem 
Arbeitsgericht übrigens Recht. Er muss mit sofortiger Wirkung wieder 
eingestellt werden.  



 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Druckauflage III/2006: 21.238 





Vielfältiger Widerstand in Recklinghausen 
Im städtischen Seniorenheim ist fast jede dritte Stelle eine Ein-Euro-Kraft 
(Unsere Zeit 08.09.06) 
 
Der Einsatz von 1-Euro-Kräften im städtischen Seniorenzentrum Grullbad in 
Recklinghausen sprengt jede vergleichbare Dimension. Während beispielsweise im 
AWO-Seniorenzentrum Wildermannstraße lediglich eine einzige Arbeitsgelegenheit 
ausgerichtet ist, sind es im Seniorenzentrum Grullbad mit dem Einsatz von ca. 40 
Kräften bald ein Verhältnis von 40 Prozent zur Stammbelegschaft. 
Interessanterweise ist der Geschäftsführer der Vestischen Arbeit Recklinghausen, 
Ulrich Lammers, gleichfalls Geschäftsführer der städtischen Seniorenzentrum 
Grullbad gGmbH. Diese Konstellation wird nicht nur von Verdi als fragwürdig 
eingeschätzt. 
 
Stellenabbau 
Wiederholt wiesen Rolf Kohn, Personalrat des Seniorenzentrums, sowie der 
zustündige ver.di-Sekretär Thorsten Waschulewski auf massiven Stellenabbau 
regulärer Arbeitsverhältnisse hin. Die Einschätzung der Gewerkschaft: „Hier versucht 
ein kommunales Unternehmen, sich durch den Einsatz von Ein-Euro-Jobs 
wirtschaftlich zu sanieren." Der Recklinghäuser Bürgermeister Wolfgang 
Pantförder gibt sich empört, jedoch nicht über die von den Gewerkschaftern 
gesehene rechtswidrige Verdrängung regulärer Arbeitsverhältnisse. Für den 
Wiederholungsfall dieser Anschuldigung droht er mit einstweiliger Verfügung und 
Schadenersatzklage. 
 
DKP übt Solidarität 
In einem Solidaritätsschreiben an den Personalrat erklärte die Recklinghäuser 
Kreisorganisation der DKP: „Wir lehnen kategorisch die Vernichtung regulärer 
Arbeitsverhältnisse durch Ein-Euro-Jobs, Ausgründungen von Betriebsteilen in die 
Privatwirtschaft zu Lasten der Beschäftigten und die Einschüchterungsversuche des 
Recklinghäuser Bürgermeisters Pantförder gegen Euren Betriebsrat ab. Ihr sollt eine 
Politik ausbaden, deren Ziel es ist, die Kosten für die Betreuung pflegebedürftiger 
Menschen in Seniorenzentren auf ein Minimum zu reduzieren. Diese Politik ist 
menschenverachtend, weil sie Profitdenken über das Wohl der Senioren wie der 
Beschäftigten stellt." 
Bereits im am 6. Juli hatte die DKP-Kreisorganisation Recklinghausen eine 
Beschwerde an die Trägerversammlung der Vestischen Arbeit gegen den 
Geschäftsführer der Vestischen Arbeit, Herrn Ulrich Lammers, wegen des Verdachts 
auf Verstoß gegen § 16 Abs. 3 Satz 2 STGB II sowie des Verdachts des 
Amtsmissbrauches gerichtet. In diesem Schreiben vertritt die DKP-Kreisorganisation 
Recklinghausen ihre Auffassung, dass „Sie als maßgeblich Verantwortliche in der 
Trägerversammlung in der Pflicht stehen zu prüfen, in welchem Maße Herr Lammers 
in seiner Doppelfunktion als Geschäftsführer des Seniorenzentrums und der 
Vestischen Arbeit Rechtsbruch begangen und dadurch ggf. sich oder der 
Seniorenzentrum Grullbad GmbH Vorteile verschafft hat." 
 
 



Initiativen in Kommunalparlamenten 
Auch auf parlamentarischer Ebene entwickelt sich vielfältiger Widerstand. Für die 
Sitzung des Kreistags am 11. September hat die Gruppe der Offenen Liste der 
Linken.PDS folgenden Antrag auf die Tagesordung gebracht: 
„Der Kreistag möge beschließen: Die Vertreter des Kreistages in der 
Trägerversammlung der Vestischen Arbeit werden beauftragt, in diesem Gremium 
die Überprüfung des Einsatzes von Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigung (Zusatz-Jobs) in den Alten- und Pflegeheimen zu 
beantragen. Ziele der Überprüfung sollen sein: 
1. Feststellung der Zahl der genehmigten Plätze für Zusatz-Jobs in Alten- und 
Pflegeheimen im Kreis Recklinghausen 
2. Feststellung der von den Alten- und Pflegeheimen aufgestellten 
Tätigkeitsbeschreibungen für die Zusatz-Jobs 
3. Überprüfung der Erfüllung der Voraussetzung der Zusätzlichkeit gemäß §16 Abs. 
3 SGB II i.V.m. den Vereinbarungen bzw. Verpflichtungserklärungen der beteiligten 
Institutionen 
4. Beschlussempfehlungen für den Einsatz von Arbeitsgelegenheiten in den Alten- und 
Pflegeheimen" 
Das im Rat vertretene Recklinghäuser Wahlbündnis BASTA! fordert aktuell in einem 
Antrag den Rat der Stadt Recklinghausen auf, die sofortige Absetzung von Herrn 
Ulrich Lammers als Geschäftsführer des Seniorenzentrums Grullbad und 
Ausschreibung der Stelle für einen geeigneten Geschäftsführer zu beschließen. 

Werner Sarbok 
 
 
 
Solidarität mit bedrohtem Betriebsratsvorsitzenden 
(Unsere Zeit 15.09.06) 
Die Seniorenzentrum Grullbad gGmbH beabsichtigt, den Betriebsratsvorsitzenden 
Rolf Kohn, ein weiteres Betriebsratsmitglied und einen Beschäftigten zu kündigen. 
Aus diesem Anlass hat sich in Recklinghausen die Solidaritätsinitiative 
„Recklinghausen für Rolf Kohn“ gegründet. 
Rolf Kohn ist Vorsitzender des dortigen Betriebsrates. Aufgrund der Ausgründung 
des Küchenbereiches im kommunalen Seniorenzentrum Grullbad und von ver.di als 
rechtswidrig eingeschätzter Beschäftigung von 40 Zusatz-Beschäftigten (sog. 1- 
Euro-Jobs) im hauswirtschaftlichen Servicebereich waren der Betriebsrat und Rolf 
Kohn als dessen Vorsitzender gefordert, die Interessen der betroffenen 
Beschäftigten in diesem Alten- und Pflegeheim zu vertreten. (Die UZ berichtete in 
ihrer letzten Ausgabe). 
Bürgermeister Pantförder drohte öffentlich dem Betriebsrat mit einer einstweiligen 
Verfügung und Schadenersatzklage. Dieses war ein deutliches Zeichen einer 
überzogenen und harten Linie gegen den Betriebsrat. Sollte die Stadt 
Recklinghausen im Bunde mit der Seniorenzentrum Grullbad gGmbH mit dieser 
Kündigung durchkommen, wäre dies für alle Betriebsräte insbesondere in den Altenund 
Pflegeheimen ein fatales Signal. Ein Signal, dass all denen schadet, die mit Mut 
und Zuversicht ihren gesetzlichen lnteressensvertretungsauftrag ernst nehmen. 
Die Initiatiative informiert im Internet mit der Homepage www.Recklinghausen-fuer- 
Rolf-Kohn.de. 



Rausschmiß von Betriebsrat nicht rechtens 
(Junge Welt, 1.12.06) 
 
Arbeitsgericht weist Kündigung von Interessenvertreter in Recklinghausen 
zurück. 
Betroffener hatte Einsatz von Ein-Euro-Jobbern in Seniorenheim kritisiert 
Von Werner Sarbok 
 
Eine Schlappe mußte die Geschäftsführung des Städtischen Seniorenzentrums 
Grullbad in Recklinghausen am Mittwoch nachmittag vor dem Herner Arbeitsgericht 
hinnehmen: Die fristlose Kündigung des Betriebsratsvorsitzenden Rolf Kohn war 
nicht rechtmäßig. Ihm war Vorteilsnahme durch fehlerhafte Abrechnung von 
Essensmarken vorgeworfen worden. 
Die Gewerkschaft ver.di und die Solidaritätsinitiative »Recklinghausen für Rolf Kohn« 
hatten in dieser Begründung stets einen Vorwand der Geschäftsführung gesehen, 
um den unbequemenen Betriebsrat loszuwerden. Kohn hatte sich massiv gegen die 
Ausgründung der Küche gewehrt und Position gegen den Einsatz von sogenannten 
Ein-Euro-Jobbern in dem Städtischen Seniorenzentrum bezogen. Auf die etwa 100 
regulär Beschäftigten in der Einrichtung kommen 40 Ein-Euro-Jobber. Besondere 
Brisanz erhält die Situation dadurch, daß der Geschäftsführer des Seniorenzentrums, 
Ulrich Lammers, auch Leiter der »Vestischen Arbeit«, der ehemaligen 
Arbeitsgemeinschaft zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II (ARGE), ist. 
Das Gericht wies nun nach, daß sich Kohn durch die Vergabe der Essensmarken 
nicht bereichert hat und daß der Arbeitgeber nicht geschädigt wurde. Damit ist die 
Auseinandersetzung aber nicht beendet. Die Geschäftsführung hat eine 
Widerspruchsfrist gegen einen Vergleichsvorschlag bekommen, der vorsieht, daß die 
Kündigung zurückgezogen und Kohn stattdessen eine Abmahnung zugestellt wird. 
Der Solidaritätskreis hält deshalb an einer für Sonnabend angekündigten 
Demonstration fest und fordert die Geschäftleitung auf, keinen Widerspruch 
einzulegen. »Wir wollen das Ende der Auseinandersetzung um Rolf Kohn«, erklärte 
Detlev Beyer-Peters, Sprecher der Solidaritätsiniative, am Donnerstag gegenüber 
junge Welt. Dann will sich die Initiative vor allem der Solidarität mit den Ein-Euro- 
Jobbern widmen und den Kampf um reguläre Beschäftigungsverhältnisse 
aufnehmen. 
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